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Schlechte Stimmung trotz 
guter Wirtschaftslage



Ostdeutschland

Große Diskrepanz zwischen 
Erfolg und Gemütslage
„Die ökonomische Lage in Ostdeutschland ist besser als 
jemals zuvor, die Stimmung aber so mies wie schon 
lange nicht mehr“, hat der Ostbeauftragte der Bun­
desregierung in einem Namensbeitrag für die 
Neue Osnabrücker Zeitung (Ausgabe vom 
13. August 2024) festgestellt.

Interessant ist, dass Schneider 
diese Diskrepanz in erster Linie 
auf eine nur allzu verständliche 
Transformationsmüdigkeit der 
ostdeutschen Bevölkerung zu­
rückführt. Unglücklicherweise 
falle diese aber jetzt ausge­
rechnet in eine Zeit, in der 
besondere politische Heraus­
forderungen wie Klimawandel 
oder Kriege erneut gesell­
schaftliche Anpassungspro­
zesse notwendig machten.

Eigentlich sei gerade Ost­
deutschland gut auf Verände­
rungen vorbereitet. „Denn wer 
kennt sich besser mit Anpas­
sungen aus als die Ostdeut­
schen? Nach der Wiederverei­
nigung haben wir innerhalb 
weniger Jahre einen so tiefgrei­
fenden Wandel durchlebt wie 
kaum eine Gesellschaft zuvor. 

Quasi über Nacht sind wir von 
einer Diktatur zur Demokratie, 
von der Plan- zur Marktwirt­
schaft und von den östlichen 
Bündnisstrukturen in die EU 
und die NATO gewechselt“, 
ruft Schneider in seinem Bei­
trag in Erinnerung.

In diesem Prozess hätten sich 
die Ostdeutschen grundlegend 
neu orientieren müssen. Die 
meisten hätten ihre ange­
stammte Beschäftigung ver­
loren. Viele hätten Arbeit im 
Westen gesucht. Familien sei­
en dabei auseinandergebro­
chen und die Menschen hätten 
sich entwurzelt und oft auch 
gedemütigt gefühlt, wenn sie 
sich im Westbetrieb als „Ossis“ 
trotz solider Ausbildung und 
langjähriger Berufserfahrung 
hintanstellen mussten.

Schneider wörtlich: „Solche 
Brüche, Neuerungen und Ent­
wertungen sind eigentlich ty­
pisch für Migrationsbiografien. 
Und tatsächlich mussten die 
Ostdeutschen sich gewisser­
maßen in einem neuen Land 
zurechtfinden, während für die 
Westdeutschen das Allermeis­
te blieb wie gehabt.“

	< Abwehrreflexe gegen 
neue Umbrüche

Vor diesem Hintergrund seien 
Abwehrreflexe auf bevorste­
hende neue Umbrüche nur all­
zu verständlich – und das ge­
nerationenübergreifend. Denn 
die Demütigungen und Verlust­
erfahrungen, die Sorgen und 
Ängste nach der Wiedervereini­
gung seien unvergessen und 
hätten sich längst ins kollektive 

Gedächtnis der Nachwende-
Generation eingegraben.

Allzu oft übersehen würden 
infolge dieser Erfahrungen po­
sitive Entwicklungen wie die 
Tatsache, dass die ostdeutsche 
Wirtschaft bereits seit zehn 
Jahren schneller wächst als die 
westdeutsche und die Arbeits­
losigkeit so niedrig ist wie nie 
zuvor. Denn nach den wirt­
schaftlichen Zukunftsaussich­
ten befragt, äußern sich Ost­
deutsche viel pessimistischer 
als Westdeutsche und auch 
pessimistischer als noch vor 
einigen Jahren.

	< Nährboden für extre­
mistische Parteien

„In diese komplexe Gefühls- 
und Gemengelage stoßen 
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populistische Parteien. Sie lo­
cken mit einfachen Antworten 
auf komplizierte Sachverhalte 
und dem Versprechen, dass wir 
uns nicht ändern müssen, son­
dern in die vermeintlich besse­
re Vergangenheit zurückkehren 
können. Ein Gestern, das es so 
nie gab“,  erklärt Schneider die 
Erfolge extremistischer Partei­
en in Ostdeutschland.

„In Wirklichkeit ist es genau 
dieser Populismus, der die 
Zukunft gefährdet“, warnt 
Schneider. Denn die Region sei 
auf qualifizierte Fachkräfte, 
mutige Investitionen und kluge 
Ideengeber angewiesen. „Doch 
kein Mensch von außerhalb will 
in einer Gegend arbeiten, in der 
Fremde nicht willkommen sind. 
Kein Investor wird sein Geld in 
einer Region lassen, in der un­
berechenbare Extremisten die 
Politik mitgestalten. Und bahn­
brechende Erfindungen gelin­
gen nur selten in einem Klima 
der Engstirnigkeit.“

Die Wahlergebnisse der AfD 
seien deshalb schon bei den 

aus. Aber nur 8 Prozent der 
führenden Medienmacher und 
nur 4 Prozent der Wirtschafts­
bosse seien in Ostdeutschland 
geboren. Die Bundesgerichte 
seien sogar nur zu 2 Prozent 
mit Ostdeutschen besetzt. 
Auch das muss sich ändern, soll 
sich die negative Stimmungs­
lage verbessern.

� _
empathisch mit der Situation 
vor Ort auseinandersetzen.

	< Ungleichgewichte im 
Gleichwertigkeitsbericht

Eine Forderung, die nur allzu 
berechtigt ist. Denn der 
Gleichwertigkeitsbericht der 
Bundesregierung weist trotz 
der verbesserten gesamtwirt­
schaftlichen Situation auch 
nach drei Jahrzehnten noch im­
mer in vielen Lebensbereichen 
schlechtere Bedingungen als 
im Westen aus: Im Osten wird 
durchschnittlich weniger ver­
dient und die Menschen sind 
öfter auf Sozialleistungen an­
gewiesen. „Wer die Nöte und 
auch den Frust vieler Men­
schen in Ostdeutschland ver­
stehen will, muss diese Fakten 
kennen. Und darauf hinarbei­
ten, dass sie sich ändern“, so 
Schneider.

Wichtig sei aber auch, dass die 
Bereiche, in denen Ostdeutsch­
land vorne liegt, wie die Kin­
dertagesbetreuung oder der 
Ausbau erneuerbarer Energien, 
in der Berichterstattung viel 
öfter Erwähnung finden.

	< Westdeutsche Dominanz 
in Führungsetagen

Kritisiert wurde von Schneider 
schließlich, dass es zu wenige 
Ostdeutsche in Führungsposi­
tionen gibt. In Medien, Wirt­
schaft und Rechtsprechung 
würden die Chefetagen weit 
überdurchschnittlich von 
Westdeutschen besetzt. Ost­
deutsche machten 20 Prozent 
der deutschen Bevölkerung 

vergangenen Kom­
munal- und Europa­

wahlen alarmierend ge­
wesen. Inzwischen hat sich 

der verhängnisvolle Trend 
auch bei den Landtagswahlen 
in Thüringen, Sachsen und 
Brandenburg verfestigt, trotz 
aller Demonstrationen gegen 
rechts, die in nahezu allen 
Städten Ostdeutschlands 
stattfanden.

	< Stärker politisch 
einbringen

Schneider ruft Demokratin­
nen und Demokraten auf, lau­
ter zu werden und gegen die 
rechtsextreme Gefahr zusam­
menzustehen. Er wirbt dafür, 
dass sich die Menschen stär­
ker politisch einbringen: „Die 
Ostdeutschen haben Demo­
kratie und Freiheit vor 35 Jah­
ren mutig erkämpft. Jetzt 
müssen wir diese Demokratie 
verteidigen und mit neuem 
Leben füllen. Das geht nur, 
wenn mehr von uns in Partei­
en oder Gewerkschaften mit­
wirken – und politischen Ein­
fluss nehmen.“

Dazu gehört aber auch Publizi­
tät. Schneider fordert deshalb 
in seinem Beitrag für die Neue 
Osnabrücker Zeitung auch 
mehr Gehör für den Osten im 
gesamtdeutschen Kontext, 
und zwar sowohl in der media­
len Berichterstattung als auch 
in öffentlichen Statements. 
Letztere dürften sich nicht in 
negativen Umschreibungen er­
schöpfen, sondern sollten sich 
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Änderung des Personalvertretungsgesetzes geplant

dbb m-v lehnt Abkehr vom 
Gruppenprinzip kategorisch ab
Der Landtag beabsichtigt, das zuletzt Ende 
Dezember 2019 geänderte Personalvertretungs­
gesetz in einem ersten Schritt vor einer umfas­
senden Novellierung punktuell zu ändern.

Zum einen sind durch Bundes­
gesetzgebung einzelne Rege­
lungen für die Personalvertre­
tungsrechte der Länder zu 
entfristen. Zum anderen sollen 
digitale Personalratssitzungen 
ermöglicht werden. Darüber 
hinaus sind allein im Bildungs­
bereich strukturelle Verände­
rungen beabsichtigt, die auch 
das Gruppenprinzip im Bereich 
der Lehrkräfte beinhalten.

Diesen Punkt im geplanten 
Gesetzesentwurf lehnt der 
dbb m-v kategorisch ab und 
hat das in seiner Stellungnah­
me gegenüber dem Innenaus­
schuss des Landtages deutlich 
gemacht. Die Vertretung der 
Beschäftigteninteressen im 
Personalrat durch spezielle 
Vertreter der Statusgruppe 
Beamte einerseits und der 
Statusgruppe Arbeitnehmer 

andererseits ist gelebtes 
Recht und hat sich in meh­
reren Jahrzehnten bewährt. 
Die Rechtsverhältnisse dieser 
Statusgruppen unterscheiden 
sich – trotz teilweiser Über­
schneidungen – bereits aus 
verfassungsrechtlichen Grün­
den massiv.

<	 Gruppenprinzip  
sichert effiziente 
Personalratsarbeit

Das Gruppenprinzip dient einer 
effizienten Personalratsarbeit 
und damit der effektiven Ver­
tretung der Interessen der Be­
schäftigten. Die Meinung von 

„Spezialisten“ in speziell ihre 
Statusgruppe betreffenden 
Angelegenheiten darf nicht 
von anderen, nicht der Gruppe 
angehörenden Personalrats­
mitgliedern – aus Unkenntnis 
oder mangelnder Solidarität 
mit dieser Gruppe oder auch 
aus Rivalität mit den eigenen 
abweichenden Gruppeninter­
essen – überstimmt werden. 
Daher befürwortet der dbb 
m-v die Beibehaltung des 
Gruppenprinzips und die damit 
verbundene Abstimmung über 
Gruppenangelegenheiten in 
der Gruppe – und damit unter 
Umständen gegen die Perso­
nalratsmehrheit.

8. Landesverbandstag Deutsche Steuer-Gewerkschaft Mecklenburg-Vorpommern

Knecht: Personalmangel führt zu 
Kontrollverlust in der Einnahmeverwaltung
Der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht hat 
am 19. September im Rahmen der öffentlichen 
Veranstaltung des DSTG-Landesverbandstages  
die Personalpolitik des Landes, insbesondere in 
der Finanzverwaltung, kritisiert.

„Wenn laut PwC im Jahr 2022 
lediglich 1,8 Prozent der Unter­
nehmen einer Betriebsprüfung 
unterzogen wurden, zeigt das 
deutlich den wachsenden Kon­
trollverlust über wesentliche 
Teile der Einnahmeverwaltung. 
Es stellt sich dann die Frage, 
wie weit das Steuersäckel 
künftig überhaupt noch belast­
bar ist, angesichts der ohnehin 
bestehenden sehr, sehr kosten­
intensiven Kontrollverluste bei 
der Migration, bei der Integra­

tion oder auch bei der Infra­
struktur?“, so Knecht in seinem 
Grußwort vor den Delegierten 
des Landesverbandstages in 
Schwerin.

<	 Nur Mindeststandards 
umgesetzt

Erschwerend komme hinzu, 
dass mit den zurückliegenden 
Gesetzen zur Besoldungsstruk­
tur und zur Besoldungsanpas­
sung aufgrund des letzten 

Tarifabschlusses mit den Län­
dern lediglich Mindeststan­
dards umgesetzt wurden und 
auch dies nur aufgrund von ge­
werkschaftlichem beziehungs­
weise gerichtlichem Druck.

„Während der rot-rote Koali­
tionsvertrag die zeit- und sys­
temgerechte Übertragung re­
gelt und die Landesregierung 
sich dem verpflichtet fühlt, er­
leben wir bei der Besoldungs­
struktur die Abkehr des Landes 
von dem Grundsatz, einerseits 
für junge Menschen attraktiv 
zu sein, ohne andererseits das 
Bestandspersonal aus den Au­
gen zu verlieren“, so Knecht 
weiter. „Mit den Maßnahmen 
zur Umsetzung der Bundes­
verfassungsgerichtsurteile  

zur amtsangemessenen Ali­
mentation wird das Bestands­
personal weiter extrem demo­
tiviert.“

<	 Über 7 000 Widersprüche

Allein mehr als 7 000 Besol­
dungswidersprüche (also fast 
die Hälfte der Beamtenschaft 
des Landes) sprechen eine 
deutliche Sprache und spiegeln 
die frustrierte Stimmung in 
den Behörden wider.

„Demotivation, Desinteresse 
und Abwanderung sind damit 
vorprogrammiert. Wenn wir 
bei der Sicherung der Daseins­
vorsorge nicht Schiffbruch er­
leiden wollen, müssen drin­
gend und vor allem schnell 
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Attraktivitätssteigerungen her. 
Dazu haben wir im Besoldungs­
dialog 2.0 mit Finanzminister 
Heiko Geue die Zusage erhal­
ten, dass er seinen 2023 ge­
starteten Vorstoß für eine 
stärkere Vereinheitlichung der 
Besoldung in Norddeutschland 
fortsetzen wird. Dabei ist es 
unumgänglich, die Besoldung 
insgesamt auf den Prüfstand 
zu stellen, insbesondere ob die 
bestehenden Eingangsämter 
noch zeitgemäß sind“, machte 
Knecht deutlich.

Im Rahmen des 8. Landes­
verbandstages fanden auch 
Neuwahlen des DSTG-Landes­
vorstandes statt. Auf den lang­
jährigen Vorsitzenden Frank 
Höhne, der den Verband seit 
2004 geführt hat, folgt Frank 
Naumann. Dietmar Knecht 
dankte Frank Höhne für sein 
außerordentliches Engage­
ment für die DSTG, aber auch 
im dbb Landeshauptvorstand, 
dem er in seiner Funktion als 
stellvertretender dbb Landes­

vorsitzender auch in Zukunft 
weiterhin angehören wird. 
Dem neu gewählten Vorsitzen­
den gratulierte er sehr herzlich: 
„Ich freue mich auf die Fortset­
zung der vertrauensvollen Zu­
sammenarbeit mit dem DSTG-

Landesverband und wünsche 
dir in deiner neuen Funktion 
alles Gute und viel Erfolg.“

Zu stellvertretenden Landes­
vorsitzenden wählten die Dele­
gierten Burkhard Köhler, Maria 

Prepernau, Anja Scherlacher 
und Susanne Wienke. Beisitze­
rinnen und Beisitzer im neuen 
Landesverbandsvorstand sind 
Matthias Fußy, Tjorven Gott­
schalk, Frank Höhne, Ines 
Schneider und Raik Weeber.

� _
Norddeutscher Lehrkräftetag 2024

Künstliche Intelligenz an Schulen –  
großes Interesse bei Lehrkräften
Am 14. September 2024 öffnete die Stadthalle Rostock ihre Türen für den „Norddeutschen 
Lehrkräftetag“, eine gemeinsame Veranstaltung der Nordverbände des Verbands Bildung  
und Erziehung (VBE) und des Verbands Bildungsmedien.

Über 300 Lehrkräfte aus Meck­
lenburg-Vorpommern und wei­
teren sieben Bundesländern 
waren zur inzwischen 16. Auf­
lage des Norddeutschen Lehr­
kräftetags nach Rostock ge­
kommen.

Mit zufriedenen Gesichtern 
verließen die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer nach Veranstal­
tungsende die Rostocker Stadt­
halle und nahmen viel Input  
zum Thema der Veranstaltung 
„KI – Grenzen und Möglichkeiten 

für die Schule der Zukunft“ mit 
nach Hause. Bei den Lehrkräften 
ist KI längst im Klassenzimmer 
angekommen, allerdings inte­
ressierten sie sich beim Lehr­
kräftetag insbesondere für eine 
angemessene Handhabe und 
einen effizienten Einsatz in Un­
terricht und Verwaltung.

<	 Großes 
Entlastungspotenzial

Ein großes Lob gab es für den 
Bestsellerautor und KI-Exper­	< Der Hauptredner Pavle Madzirov bei seinem Vortrag

	< Der neue Landesvorstand der DSTG Mecklenburg-Vorpommern mit dem bisherigen Vorsitzenden Frank Höhne 
und seinem Nachfolger Frank Naumann (vordere Reihe 1. und 2. von rechts)
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ten Pavle Madzirov, der selbst 
Schulleiter ist und als Haupt­
redner anschaulich und begeis­
ternd das große Entlastungs­
potenzial von KI für den 
Unterricht aufzeigte.

In über 20 Workshops mit ei­
nem breit gefächerten und 
praxisnahen Angebot, das von 
Podcasts und KI im Klassenzim­
mer bis hin zu innovativen 
Lehrwerken und kreativen Un­
terrichtsmethoden wie Zau­
bern oder Entspannungsübun­
gen reichte, vertieften die 
Teilnehmer Anwendungen und 
Aspekte der KI oder besuchten 
die Stände der rund 25 Schul­

buchverlage und Initiativen auf 
dem Veranstaltungsgelände.

<	 Positive Resonanz

„Ich habe ChatGPT noch wäh­
rend des Vortrags an meinem 
Handy ausprobiert und bin be­
geistert. Ich will auf jeden Fall 
dranbleiben und schauen, wie 
mich KI unterstützen kann“, 

resümierte Nora Lange, die an 
einer Grundschule in MV un­
terrichtet. Das Feedback war 
allgemein durchweg positiv. 
„Dieses Veranstaltungsthema 
kam zur richtigen Zeit“, urteilte 
Susann Meyer, die dem Jungen 
VBE in MV vorsteht und an ei­
ner Regionalen Schule unter­
richtet. „Vor allem die gute 
Mischung aus Inputs und die 
Informationsmöglichkeiten bei 
den Ausstellern über Unter­
richtsmaterialien und -technik 
begeistern mich“, sagte Dorot­
he Korspeter, Lehrerin an einer 
Gesamtschule.

� _

Neues Ausbildungsangebot für den Justizdienst

Zweijährige Beamtenausbildung  
startet 2025
Ab dem kommenden Jahr bietet das Land Schülerinnen und Schülern mit 
Mittlerer Reife beziehungsweise Realschulabschluss eine neue Ausbildung 
für eine Tätigkeit in den Serviceeinheiten der Gerichte und Staatsanwalt­
schaften an. Bewerbungen für den Ausbildungsbeginn am 1. September 
2025 sind noch bis zum 30. November 2024 möglich.

Im Vergleich zur bisherigen 
Ausbildung zum Justizfachan­
gestellten ist die neue Ausbil­
dung kompakter strukturiert 
und daher ein Jahr kürzer. 
Während der zweijährigen 

Ausbildung werden die Auszu­
bildenden in das Beamtenver­
hältnis auf Widerruf berufen. 
Die Ausbildung ist so struktu­
riert, dass sich theoretische 
und berufspraktische Ab­

schnitte abwechseln. Die Theo­
rie wird an der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung, Po­
lizei und Rechtspflege in Güs­
trow vermittelt, die Praxis bei 
den Gerichten und Staatsan­

waltschaften. Ab 2027 soll die 
Ausbildung der Justizfachange­
stellten vollständig durch den 
neuen Ausbildungsgang „Jus­
tizfachwirtin“ beziehungswei­
se „Justizfachwirt“ ersetzt 
werden.

„Wir brauchen gut ausgebilde­
ten Nachwuchs in allen Berei­
chen des Justizdienstes, auch 
in den Serviceeinheiten. Die 
Tätigkeit in den Serviceeinhei­
ten ist ein verantwortungsvol­

	< VBE-Landesvorsitzender Michael 
Blanck und Christoph Pienkoß, Ge­
schäftsführer Verband Bildungs­
medien e. V. bei der Eröffnung des 
Norddeutschen Lehrkräftetags 
2024 (von lnks)

	< Interessante Angebote für Lehrkräfte an den Ständen der Aussteller
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GDL-Generalversammlung in Dresden

Führungswechsel bei der GDL:  
Claus Weselsky geht, Mario Reiß kommt
Vom 2. bis 4. September 2024 fand die 50. Generalversammlung der Gewerkschaft Deutscher Loko­
motivführer (GDL) in Dresden statt. Die Veranstaltung stand ganz im Zeichen des Abschieds vom 
langjährigen Bundesvorsitzenden Claus Weselsky.

Seine 16-jährige Amtszeit war 
nicht zuletzt geprägt durch 
Arbeitskampfmaßnahmen, 
die die GDL als geschlossene, 
durchsetzungsfähige Fachge­
werkschaft unter dem Dach 
des dbb noch bekannter ge­
macht haben. Die Einkom­
mensrunden bei der DB und 
im Länderbereich haben GDL 
und dbb solidarisch gemein­
sam bestritten. Viele erinnern 
sich gern an Weselskys Gruß­
wort am 16. November 2023 
vor dem dbb Landeshaupt­
vorstand in Schwerin mit an­
schließendem gemeinsamen 
Demonstrationszug durch die 
Schweriner Innenstadt und 
Kundgebung vor der Staats­
kanzlei.

<	 Dankesworte von  
Dietmar Knecht

„Die GDL ist zum Vorreiter in 
Sachen Arbeitszeitverkürzung 
geworden und ich bin mir si­
cher, dass der Abschluss mit 
der DB auch eine Art Master­
plan für die kommenden Tarif­
auseinandersetzungen im öf­
fentlichen Dienst sein wird“, 

sagte der dbb Landesvorsit­
zende Dietmar Knecht in 
seinen Dankesworten an 
Weselsky.

Auf Weselsky – der zum Ehren­
vorsitzenden gewählt wur­
de – folgt nun Mario Reiß als 
Bundesvorsitzender, der be­

reits angekündigt hat, sich 
nicht auf den Lorbeeren aus­
ruhen zu wollen, sondern die 
Ziele der GDL auch in Zukunft 
konsequent und gewissenhaft 
umzusetzen.

„Ich freue mich auf eine wei­
terhin solidarische und zu­

kunftsorientierte Zusammen­
arbeit mit der GDL und ihrem 
neuen Chef Mario Reiß, dem 
ich für die Ausübung seines 
Amtes viel Erfolg und Durch­
setzungsvermögen sowie im­
mer eine Handbreit Wasser 
unter dem Kiel wünsche“, so 
Knecht abschließend.

� _

ler und vor allem attraktiver 
Arbeitsplatz in der Justiz. Wer 
statt eines Studiums lieber 
eine Ausbildung machen 
möchte, sich aber trotzdem für 
die Arbeit bei Gerichten oder 
Staatsanwaltschaften interes­
siert, für den ist die Ausbildung 
zur Justizfachwirtin bezie­
hungsweise zum Justizfach­
wirt genau das Richtige“, sagte 
die Ministerin für Justiz, Gleich­

stellung und Verbraucher­
schutz, Jacqueline Bernhardt, 
zum Start des letzten Durch­
gangs für die dreijährige Aus­
bildung der Justizfachange­
stellten im Jahr 2024.

<	 Interessant und 
abwechslungsreich

In den Serviceeinheiten wer­
den die Arbeitsabläufe der 

Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staats­
anwälte, Rechtspflegerinnen 
und Rechtspfleger mit der Ge­
schäftsstelle vernetzt. Die dort 
Beschäftigten sind zugleich 
Ansprechpartner für Ratsu­
chende. Ganz unterschiedliche 
Lebenssituationen und Anlie­
gen der Bürgerinnen und Bür­
ger prägen die Anfragen und 
Mitteilungen, die bei den Ser­

viceeinheiten der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften einge­
hen. Dies macht den Beruf sehr 
interessant und abwechslungs­
reich. Jährlich sind 25 Ausbil­
dungsplätze zu vergeben. Am 
Tag der offenen Tür an der 
Fachhochschule am 7. Septem­
ber 2025 konnten sich Interes­
sierte direkt vor Ort auf dem 
Campus über alle Berufsbilder 
in der Justiz informieren.

� _

	< Die Mitglieder des Landeshauptvorstandes des dbb m-v, Volker Kromholz, Gerd Dümmel und Dietmar Knecht, mit 
dem GDL-Ehrenvorsitzenden Claus Weselsky
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Hände weg vom Pensionsfonds 
für Sachsens Beamte!
Zum wiederholten Mal schaut die sächsische SPD- Landtagsfraktion begehr­
lich auf den vom Freistaat Sachsen für seine Beamten angelegten Pensions­
fonds. Diesmal mit Unterstützung eines Gutachtens vom Juni 2024, welches 
nun vor den Koalitionsverhandlungen aber offensichtlich noch einmal Druck 
erzeugen soll.

„Es verwundert uns nicht, dass 
auch diesmal der Generatio­
nenfonds, also der Pensions­
fonds für Sachsens Beamte 
oder zumindest die Zuführung 
zu diesem, als vermeintlich 
leicht zu melkende Kuh aus 
dem Hut gezogen wird“, so 
Nannette Seidler, Landesvorsit­
zende des SBB Beamtenbund 
und Tarifunion Sachsen.

Wie absurd dies ist, zeigt sich 
bereits schon in den ebenfalls 
im Gutachten aufgeführten 
Zitaten zur Entstehung der Re­
gelung und deren verfassungs­
rechtlicher Absicherung. Der 
Generationenfonds wurde ja 
eingerichtet, um zukünftige 
Generationen nicht mit den 

jetzt entstehenden, aber in 
der Zukunft absehbar fälligen 
Pensionsansprüchen zu belas­
ten.

<	 Falscher Weg

Seidler: „Gerade vor dem Hin­
tergrund der aktuellen demo­
grafischen Entwicklung kann 
doch niemand ernsthaft wol­
len, dass ein zukünftiges Sach­
sen mit voraussichtlich deut­
lich weniger Erwerbstätigen 
und damit geringeren Steuer­
einnahmen die heute einge­
gangenen Verpflichtungen aus 
dem dann zur Verfügung ste­
henden laufenden Haushalt 
zahlt. Aus der Tatsache, dass 
andere Bundesländer dies 

nicht in gleicher Weise tun, ab­
zuleiten, dass der sächsische 
Weg damit ein ‚zu guter‘ oder 
gar falscher Weg wäre, ist doch 
absurd. Ich möchte das meinen 
Kindern und Enkeln nicht erklä­
ren müssen.“

Das Gutachten bemängelt, 
dass der Begriff „auskömmlich“ 
bisher nicht hinreichend defi­
niert sei. Hieraus resultierend 
zu schließen, dass eine hälftige 
Finanzierung zu dem Fonds 
nunmehr „auskömmlich“ sei, 
entbehrt jeglicher Grundlage. 
Sachsen sorgt, basierend auf 
regelmäßigen versicherungs­
mathematischen Gutachten, 
vorbildlich, transparent und 
auskömmlich vor.

<	 Generationengerechte 
Finanzpolitik notwendig

Klar ist: Sachsen braucht In­
vestitionen in die Zukunft. 
Sachsen braucht aber auch 
eine verlässliche, nachhaltige 
und generationengerechte Fi­
nanzpolitik. Und genau dafür 
sorgt der Generationenfonds 
in seiner jetzigen Ausgestal­
tung.

Es ist politische Aufgabe des 
neuen Sächsischen Landtages, 
der neuen Regierung, einen 
ausgewogenen und zukunfts­
fähigen Staatshaushalt zu be­
raten und zu beschließen. „Ge­
gebenenfalls bevorstehende 
Sondierungs- oder Koalitions­
verhandlungen aber zu nutzen, 
um in der Öffentlichkeit schon 
einmal Handlungsspielräume 
in Aussicht zu stellen oder 
‚gelbe Linien‘ aufzuzeigen, ist 
unredlich und hilft nicht, das 
Vertrauen in Politik zu stär­
ken“, so Seidler abschließend.

�_
Tarifabschluss erzielt!

Claus und sein letzter großer Kampf!
Am 1. August 2024 gegen 16.30 Uhr war es so 
weit: Der GDL-Bundesvorsitzende Claus Weselsky 
und der Geschäftsführer der City-Bahn Chemnitz 
GmbH (CBC), Friedbert Straube, unterzeichneten 
in Berlin das Abschlussprotokoll der Tarifrunde 
2023/2024. Damit ist einer der längsten Tarif­
konflikte der GDL zu Ende gegangen.

18 Streiks mit einer Gesamt­
dauer von 923 Stunden waren 
nötig, um den Arbeitgeber zum 
Einlenken zu bewegen. Kern 
des Konflikts war die Absen­
kung der Referenzarbeitszeit 

für Schichtarbeiter, die vom Ar­
beitgeber als „nicht finanzier­
bar“ abgelehnt worden war.

Zur Begründung hieß es: Die 
CBC sei ein rein kommunales 

Unternehmen und die erheb­
lichen Steigerungen der Lohn­
kosten seien angesichts chro­
nisch klammer Haushalte nicht 
finanzierbar. Dabei ignorierte 
der Arbeitgeber, dass es uner­
heblich ist, ob ein Unterneh­
men öffentliche oder private 
Eigentümer hat.

Möglicherweise hat die Arbeit­
geberseite in dem Konflikt dar­
auf gesetzt, dass die GDL-Mit­
glieder resignieren und den 
Kampf abbrechen. Dazu kam 
es aber nicht. Die GDL-Mitglie­

der standen bis zum letzten 
Streik geschlossen zusammen 
und ließen sich nicht entmu­
tigen. Diese beeindruckende 
Entschlossenheit hat den Ab­
schluss am Ende überhaupt 
erst ermöglicht.

<	 16 Jahre das Gesicht der 
GDL – wir sagen Danke!

Für Claus Weselsky, der in den 
Ruhestand geht, war die Ausei­
nandersetzung mit der CBC der 
letzte große Kampf. Mit Leib 
und Seele ist Weselsky Ge­
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Informatives dbb Presseseminar in Berlin
Am 28. und 29. September 2024 fand im dbb forum nach fünfjähriger Pause 
wieder ein Presseseminar des dbb statt.

Am ersten Seminartag be­
grüßte dbb Pressesprecher 
Frank Zitka die 26 Teilnehmer 
der Mitgliedsgewerkschaften, 
von dbb Kommunikation, dbb 
digital und vom dbb vorsorge­
werk. Nach einigen einleiten­
den Worten des stellvertre­
tenden Bundesvorsitzenden 
Volker Geyer folgte ein sehr 
interessanter Vortrag zu „KI in 

der Presse- und Öffentlich­
keitsarbeit“ durch einen 
externen Experten von „hei­
se-online“. Der Vortrag ver­
deutlichte, welche Möglich­
keiten heute durch ChatGPT, 
Midjourney, Eleven Labs, Run­
way, Copilot und so weiter in 
der Verarbeitung von Texten, 
Fotos, Videos und Sprache 
möglich sind. Auch dürfte es 

in Zukunft immer schwieriger 
werden, Nachrichten auf ihren 
Wahrheitsgehalt hin zu über­
prüfen. Anschließend wurde 
die App „Zukunftsnetzwerk 
digital“ vorgestellt.

Am zweiten Seminartag stand 
ein Redaktionsbesuch bei der 
dpa im Mittelpunkt. Beim 
Rundgang durch die seit einem 

Jahr bezogenen, relativ neuen 
Redaktionsräume, unter ande­
rem das Videostudio, das Ton­
studio und der Aufzeichnungs­
raum für Podcasts, erläuterte 
der Referatsleiter Politik die Ar­
beitsweise der Nachrichten­
agentur.

Insgesamt hat die Veranstal­
tung an knapp zwei Tagen  
viele nützliche Informationen 
geboten. Für die Zukunft sind 
weitere Presseseminare ange­
dacht.

� _

werkschaftschef der GDL ge­
wesen und dank seines uner­
müdlichen Engagements auch 
Deutschlands bekanntestes 
Gesicht aus der Lokführerge­
werkschaft. Auch beim SBB hat 
Claus Spuren hinterlassen. Von 
1995 bis 1999 war er stellver­
tretender Landesvorsitzender 
beim SBB.

„Nach erfolgreichen 16 Jahren 
geht eine Ära zu Ende. Wir dan­
ken dir, lieber Claus, für deine 
Treue, deinen Einsatz, deine 
Beharrlichkeit und Ehrlichkeit“, 
so Nannette Seidler.

� _

<	 Seminarteilnehmer zu 
Besuch bei der dpa
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DSTG Sachsen

„Alle Mann an Bord für  
das Drachenbootrennen!“

… das war Ende 2023 die Vision von Michael Welz, als er sich entschlossen hat, das Drachen­
bootrennen im Rahmen des 45. Deutschlandturniers der Finanzämter nach Leipzig zu holen. 
Denn eigentlich sollte es ausfallen. Das ging aber für Welz gar nicht, weil für ihn gerade der 
Drachenbootsport im besonderen Maße für Teamwork und eine hohe Altersspreizung steht.

Am 20. September 2024 war es 
so weit und das Drachenboot­
rennen konnte in Leipzig star­
ten. Der Weg dahin war mit 
hohem Organisationsaufwand 
und viel Teamwork gepflastert. 
„Mit Leuten, die Probleme 
lösen können und wollen“,  
so Welz.

Sein Organisationsteam 
(Finanzsportgemeinschaft  
(FSG Chemnitz), Mara Jundel 
(FSG Chemnitz und DSTG Sach­
sen), Jan Benzien und Noa 
Winkler (beide Leipziger Kanu 
Club e. V.) sowie Uwe Voigt 
(Stadt Leipzig), hat Großartiges 
geleistet. Ich bedanke mich, 
auch im Namen der DSTG 
Sachsen, ganz herzlich bei al­
len. Aber auch die Sponsoren 
und viele Helfer haben zum Er­
folg beigetragen. Teamsport 
also auch auf der Organisati­
ons- und Helferseite.

<	 19 Teams am Start

Wir durften insgesamt 19 Teams 
aus dem gesamten Bundesgebiet 
in Leipzig begrüßen. Für uns gin­
gen sogar drei sächsische Teams 
an den Start: Die erfahrene 
Leipziger Mannschaft „Sax Tax 
Dragons“ sowie die noch jungen 
Mannschaften „Chemnitzer Fi­
nanzämter – Treibholz“ und die 
„Elsterfighters der Leipziger Fi­
nanzämter“. Es hat mich echt 
stolz gemacht, zu sehen, wie viel 
Engagement schon beim Training 
und welchen Kampfgeist beim 
Turnier unsere Mannschaften 
gezeigt haben. Gekämpft haben 
alle mit jedem Paddelschlag, 
Ehrgeiz, Fairness und Spaß.

<	 Turniersieg für die  
„Sax Tax Dragons“

In einem äußerst spannenden 
Rennen brachten die „Sax Tax 

Dragons“ den Turniersieg in 
trockene Tücher. Nach zweimal 
Silber bei den letzten beiden 
Deutschlandturnieren gab es 
endlich die lang ersehnte Gold­
medaille und das auch noch 
vor heimischem Publikum.

Schirmherr des Events war un­
ser Finanzminister Hartmut 
Vorjohann, der es sich nicht 
nehmen ließ, die Siegerehrung 
durchzuführen. Er gratulierte 
jedem einzelnen Drachenboot­
sportler der Plätze eins bis vier 
und überreichte die Medaillen 
und Siegerpokale. Ein Termin 
der angenehmen Art in diesen 
Tagen, wie er selbst sagte. Wir 
alle wissen, was er meint. Ein 
weiterer Unterstützer des Dra­
chenbootrennens war der Amts­
chef des Sächsischen Finanzmi­
nisteriums, Sebastian Hecht. Er 
eröffnete die Veranstaltung am 
Elsterflutbecken zwischen Renn­

bahnsteg und der Sachsenbrü­
cke mitten im grünen Herzen 
von Leipzig und gab den Start­
schuss zum Rennen.

<	 „In die Auslage! –  
Attention …! – Go!!!“

So lauten die drei Kommandos 
für den Start eines Drachen­
bootrennens. Die Mannschaf­
ten wissen: Kraft und Ausdauer, 
insbesondere aber Disziplin und 
Koordination sind wichtig. Wer 
sich auskennt, weiß um die Her­
ausforderungen, Regeln und 
Gepflogenheiten, zum Beispiel, 
dass vor der Startlinie Schwei­
gen herrscht und nicht ge­
quatscht wird. Konzentration 
ist wichtig! Was die Sache zu­
sätzlich erschwert: Haltung be­
wahren! Im Drachenboot sollen 
sich alle möglichst weit vorbeu­
gen. Die Paddeltechnik im Dra­
chenboot, besser umschrieben 
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Gewerkschaftstag des SLV

Bildungsmacher – WERDEN, SEIN, BLEIBEN
Am 22. und 23. August 2024 fand der Gewerkschaftstag des Sächsischen 
Lehrerverbandes im „mightyTwice“-Hotel Dresden mit einer internen 
Landesdelegiertenkonferenz und zwei öffentlichen Veranstaltungen statt.

Beim 10. Landesdelegierten­
kongress, dem nicht öffentli­
chen, gewerkschaftsinternen 
Teil am 22. August, wählten die 
137 Delegierten aus 27 Kreis­
verbänden den Geschäftsfüh­
renden Vorstand für die kom­
menden Jahre. Zudem wurden 
in einem Entschließungspapier 
richtungsweisende Beschlüsse 
zur Bildungs- und Berufspolitik 
gefasst. Mit großer Mehrheit 
wurde Michael Jung in seinem 
Amt als Landesvorsitzender 
bestätigt. Die Namen der wei­
teren Vorstandsmitglieder sind 
auf der SLV Homepage https://
slv-gewerkschaft.de/ abrufbar.

<	 Kontinuität und 
neue Impulse

Der neue Vorstand vereint eine 
Mischung aus erfahrenen Kräf­
ten und neuen Gesichtern. 
Diese Kombination soll für 
Kontinuität und neue Impulse 
sorgen. Gemeinsam wird das 
Gremium die Interessen der 
Mitglieder vertreten und die 
Weichen für eine zukunftsfähi­
ge Bildungspolitik stellen.

Im Rahmen der beiden öffentli­
chen Veranstaltungen stellten 

sich Vertreterinnen und Ver­
treter aus Politik und Wissen­
schaft der Diskussion über die 
Perspektiven der sächsischen 
Bildung. Am Donnerstag, dem 
22. August, diskutierten Minis­
terpräsident Michael Kretsch­
mer, Kultusminister Christian 
Piwarz und Prof. Dr. Axel Gehr­
mann, Geschäftsführender 
Direktor des Zentrums für 
Lehrerbildung, Schul- und Be­
rufsbildungsforschung (ZLSB) 
der TU Dresden, mit Petra Mül­
ler und René Michel vom SLV 
über zentrale berufspolitische 
Themen wie den Lehrkräfte­
bedarf, die Gewinnung neuer 

Lehrkräfte und die Ausbildung 
von Lehrkräften.

Am Freitagvormittag folgte 
eine zweite Gesprächsrunde zu 
den Themen Sicherung der Bil­
dungsqualität und Zukunft der 
Bildung in Sachsen. Auf dem 
Podium saßen die Landtagsab­
geordneten und Bildungspoli­
tiker Dr. Rolf Weigand (AfD), 
Christin Melcher (Bündnis 90/
Die Grünen), Gunda Thielking 
(BSW), Holger Gasse (CDU), Lui­
se Neuhaus-Wartenberg (Die 
Linke), Norma Grube (FDP), 
Bernd Schulze (Freie Wähler) 
und Sabine Friedel (SPD). Mode­

riert wurde das Gespräch von 
Anne Witter, Vorsitzende des 
Jungen SLV, und Yvonne Alb­
recht, Referentin für Besoldung 
und Versorgung.

<	 Interaktive Buzzer-Runde 
zu Parteipositionen

In einer interaktiven Buzzer-
Runde konnten die Podiums­
teilnehmer ihre Parteipositio­
nen zu zentralen Themen des 
sächsischen Bildungssystems 
vorstellen. Die anderen Gäste 
signalisierten ihre Zustimmung 
oder Ablehnung mit Schildern 
und konnten Gegenargumente 
anbringen.

Anschließend standen die Ant­
worten der Parteien auf die 
Wahlprüfsteine des SLV zur De­
batte. Die Politikerinnen und 
Politiker erörterten einzelne 
Fragen, und das Publikum be­
wertete ihre Antworten mit­
hilfe eines digitalen Abstim­
mungstools. Mit Blick auf die 
bevorstehende Landtagswahl 
am 1. September boten die Dis­
kussionen an beiden Tagen 
wertvolle Einblicke in die Posi­
tionen der Parteien, die zu die­
sem Zeitpunkt noch Chancen 
auf den Einzug in den Sächsi­
schen Landtag hatten.

Theresa Fruß und Diana Grille, 
Referentinnen des SLV

<	 Der Geschäftsführende Vorstand des SLV

mit „in See stechen“, sieht vor, 
das Paddel senkrecht einzuset­
zen und das Blatt mit der Kraft 
von Armen und Rumpf durchs 
Wasser zu ziehen. Allerdings 
nur so weit, wie es der Rhyth­
mus des Trommlers vorgibt. 
Und Trommler sind im Drachen­
boot Standard so wie die stets 
am Heck stehenden Steuer­
männer, die tatsächlich alle 
Teams über das gesamte Tur­
nier hinweg im Griff hatten. Ich 
habe höchsten Respekt vor der 
Arbeit der Steuermänner, die 

beim Start und auf der 400 m 
Rennstrecke viel Stehkraft und 
eine gute Stimme brauchten.

<	 Im gleichen Takt  
in See stechen

Übrigens, wer zu spät reagiert, 
kann den Takt nicht halten. 
Ebenso wenig kommt derjeni­
ge auf Anhieb in den Rhyth­
mus, der das Blatt bei „Atten­
tion“ nicht gleich ins Wasser 
getaucht hat. Bei „Are you rea­
dy?“ – da geht’s in die Auslage. 

„Attention“ – das Paddelblatt 
wird eingetaucht. „Go!“ – die 
Paddler müssen anfangen 
durchzuziehen. Klingt doch 
alles ganz leicht, ist es aber 
nicht. Ein Team muss sich zu­
sammenfinden, braucht Trai­
ning und muss dann im glei­
chen Takt „in See stechen“.

<	 Vorbild für die 
Gewerkschaftsarbeit

Ich finde, unsere Gewerk­
schaftsarbeit sollte auch wie 

ein Drachenbootteam sein. 
Dann wäre es für uns alle leich­
ter. Bei Themen, die uns in der 
SBB-Familie gleichermaßen be­
treffen, gemeinsame Sache 
machen, also im gleichen Takt 
schlagen und nicht zu spät re­
agieren und sich bei anderen 
Themen gegenseitig unterstüt­
zen. Ist manchmal schon so, 
könnte aber mehr sein, wenn’s 
nach mir geht.

Manja Kropp,  
DSTG Sachsen
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Sommerfest war  
ein voller Erfolg
Networking und B2B-Treffen sind heutzutage von 
entscheidender Bedeutung, um wertvolle Bezie­
hungen zu knüpfen und innovative Projekte auf 
die Beine zu stellen.

Um die Zusammenarbeit 
zwischen den dbb Mitgliedsge­
werkschaften, dem dbb sach­
sen-anhalt und seinen Part­
nerorganisationen besser zu 
vernetzen, Fachwissen zu tei­
len und Kontakte zu knüpfen, 
hat der dbb sachsen-anhalt am 
28. August 2024 erstmalig ein 
Netzwerktreffen in Form eines 
„Sommerfestes“ in der Afri­
cambo Lodge im Zoologischen 

Garten Magdeburg durchge­
führt. Mit dabei waren Vorsit­
zende und ehrenamtlich en­
gagierte Mitglieder der dbb 
Mitgliedsgewerkschaften, 
Partnerorganisationen des dbb 
wie BBBank, Debeka und DBV/
AXA sowie der für den dbb 
sachsen-anhalt zuständige Ju­
rist Heimo Korten vom dbb 
Dienstleistungszentrum Ost, 
Berlin.

Das Sommerfest bot eine 
Plattform, um neue Leute ken­
nenzulernen, wertvolle berufli­
che und persönliche Kontakte 
zu knüpfen sowie Ideen und 
Erfahrungen auszutauschen, 

um neue Perspektiven zu ge­
winnen und Innovationsmög­
lichkeiten aufzuzeigen. Auch 
wurden Fundamente für künf­
tige Kooperationen und Part­
nerschaften gelegt.

� _
Landesregierung gefährdet 
Funktionsfähigkeit der Verwaltung
Mit großer Besorgnis hat der dbb sachsen-anhalt die Pläne der Landesregie­
rung zur Kenntnis genommen, wonach frei werdende Stellen grundsätzlich 
nicht nachbesetzt werden sollen. Das sieht der Entwurf des Doppelhaushalts 
2025/2026 vor, den das Kabinett am 17. September 2024 beschlossen hat.

Diese Maßnahme hätte erhebli­
che negative Auswirkungen auf 
die Arbeitsbedingungen der Be­
schäftigten und auf die Qualität 
des öffentlichen Dienstes. Kon­
kret ist geplant, dass freie VZÄ 
zum Stand 31. Dezember 2024 
und frei werdende VZÄ im Zeit­
raum vom 1. Januar 2025 bis 
31. Dezember 2026 24 Monate 
lang einer Wiederbesetzungs­
sperre unterliegen. Ausgenom­
men sind Polizeivollzugsdienst, 
Justizvollzugsdienst, Lehrkräfte 
an allgemeinbildenden und be­
rufsbildenden Schulen sowie 
die Übernahme von Referenda­
ren, Anwärtern und Auszubil­
denden. Versetzungen inner­
halb der Landesregierung sollen 
dabei zulässig sein.

<	 Probleme 
vorprogrammiert

In Anbetracht der bereits beste­
henden Personalengpässe in 
der Verwaltung sind die zu er­
wartenden Auswirkungen der 
geplanten Wiederbesetzungs­
sperre gravierend. dbb Landes­
chef Ulrich Stock: „Zu glauben, 
so gezielte Lösungen für eine 
fundierte Leistungsfähigkeit zu 
schaffen, ist fatal. Weitere Prob­
leme fangen hier erst an.“

Das Bestandspersonal arbeite 
bereits am Limit, die Nach­
wuchsgewinnung sei unzurei­
chend und technische Defizite 
belasteten den zu bewältigen­
den Arbeitsaufwuchs. Darüber 

hinaus sei in den nächsten 
Monaten aufgrund des größ­
tenteils überalterten Perso­
nalkörpers vermehrt mit Al­
tersabgängen zu rechnen, die 
ohnehin eine zukunftsorien­
tierte und zur Erfüllung der 
Arbeitsaufträge besondere 
Personalplanung erfordern.

„Diese Planung mit Wiederbe­
setzungssperren zu belegen, 
wird die Verwaltungen weiter 
in eine missliche Lage bringen“, 
kritisiert Stock.

<	 Weiter wachsender 
Arbeitsdruck

Um die Dienststellen hand­
lungsfähig zu halten, ist davon 

auszugehen, dass diese bei 
Realisierung der geplanten 
Besetzungssperre gegensteu­
ern müssen. Das heißt, abge­
lehnte Anträge auf Teilzeit 
oder vorzeitige Ruhestands­
versetzungen und ähnliche 
Maßnahmen dürften an der 
Tagesordnung sein.

Auch der Arbeitsdruck wird 
sich für die Beschäftigten 
weiter erhöhen. „Immerhin 
blieben Stellen, die 2026 
nicht wiederbesetzt werden, 
bis 2028 leer“, betont Stock.

Der dbb sachsen-anhalt hat 
die Landesregierung aufge­
fordert, die geplante Maß­
nahme zu überdenken. 
Stattdessen sollten gemein­
sam Lösungen gesucht wer­
den, die sowohl den finan­
ziellen Erfordernissen als 
auch den Bedürfnissen der 
Beschäftigten gerecht wer­
den.

� _

<	 Impressionen vom dbb Sommerfest 2024
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Landesdelegiertentag VDStra.

Schwerpunktthema Arbeitsschutz  
und Unfallverhütung
Fragen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung standen neben Neuwahlen im Mittelpunkt  
des Landesdelegiertentags des Verbandes Deutscher Straßenwärter (VDStra.), Landesverband 
Sachsen-Anhalt, am 27. August 2024 in Hohenwarthe.

Über aktuelle gewerkschaftli­
che und tarifpolitische Themen 
informierte darüber hinaus der 
Landesvorsitzende des VDStra., 
Chris Lischke: So findet noch 
Ende dieses Jahres die Forde­
rungsfindung zur anstehenden 
Einkommensrunde 2025 mit 
Bund und Kommunen (TVöD) 
statt. Ein weiteres Thema, das 
die Mitglieder immer mehr be­
schäftigt, ist die Arbeitszeit. 
Dieses Thema wird sehr unter­

schiedlich diskutiert, weil es 
viele Gestaltungsmöglichkei­
ten bietet. Der VDStra. führt 
deshalb tarifübergreifend eine 
Online-Befragung durch, mit 
der im Vorfeld der Tarifver­
handlungen ein möglichst brei­
tes Stimmungsbild gewonnen 
werden soll.

Eine rege Diskussion führten 
die Teilnehmer zum Thema Ar­
beitsschutz und Unfallverhü­

tung. Straßen sind der tägliche 
Arbeitsplatz für Tausende Män­
ner und Frauen in Orange – für 
Straßenwärterinnen und Stra­
ßenwärter –, die mit ihrer Ar­
beit für ein verkehrssicheres 
und leistungsfähiges Strecken­
netz sorgen. Lischke: „Straßen­
wärter müssen oft im gefähr­
lichen Verkehrsraum arbeiten, 
um Hindernisse von Fahrbah­
nen zu bergen, Baustellen ein­
zurichten, Schutzplanken zu re­
parieren, Verkehrsanlagen zu 
warten oder im Winterdienst 
Strecken zu räumen.“

<	 Hohes Unfallrisiko

Immer wieder verunglücken 
Beschäftigte dabei. Die Wahr­
scheinlichkeit eines Arbeits­
unfalls ist für Straßenwärter 
um ein Vielfaches höher als 
für Beschäftigte in der ge­
werblichen Wirtschaft. Hinzu 

kommen psychische Belastun­
gen, zum Beispiel durch Be­
schimpfungen von genervten 
Fahrerinnen und Fahrern oder 
Unfälle von Kolleginnen und 
Kollegen. Leider werden bei 
der Einrichtung und beim Be­
trieb von Straßenbaustellen 
auch nicht immer die tech­
nischen Regeln für Arbeits­
stätten (ASR) eingehalten. 
„Wichtige Aspekte des Ar­
beitsschutzes bleiben in der 
Planung oftmals unberück­
sichtigt“, kritisiert Lischke. In 
der Folge ergäben sich für die 
Beschäftigten, die im Grenz­
bereich zum Straßenverkehr 
arbeiten müssen, inakzeptab­
le Arbeitsbedingungen in Ver­
bindung mit erhöhten Ge­
sundheits- und Unfallrisiken.

Der VDStra. fordert ein Stopp 
des Personalabbaus in den 

Straßen- und Autobahnmeiste­
reien, eine faire Bezahlung so­
wie eine angemessene Gefah­
renzulage. „Mit dem Sparen 
auf Kosten der Beschäftigten 
muss endlich Schluss sein“, 
betont Lischke.

Ein weiterer Tagesordnungs­
punkt des Landesdelegierten­
tages waren Neuwahlen zu 
einigen Positionen im Landes­
vorstand. Zur Vorsitzenden der 
Landesfrauenvertretung wur­
de Yvonne Gebbert und zum 
kommissarisch stellvertreten­
den Landesvorsitzenden Flori­
an Kempfert gewählt.

Der neue Vorsitzende der Lan­
desjugendleitung heißt Florian 
Ulrich und seine Stellvertrete­
rin Yvonne Gebbert. Der lang­
jährige Landesvorsitzende 
Karsten Kirmse wurde einstim­
mig zum Ehrenlandesvorsit­
zenden ernannt.

� _

<	 Die neu gewählte Vorsitzende 
der Landesfrauenvertretung des 
VDStra., Yvonne Gebbert

<	 Landesvorsitzender Chris Lischke 
mit dem frisch gewählten kom­
missarischen stellvertretenden 
Vorsitzenden Florian Kempfert 
(rechts)

<	 Chris Lischke mit dem Ehrenlan­
desvorsitzenden Karsten Kirmse  
(rechts)

<	 Der neu gewählte Vorsitzende 
der Landesjugendleitung (links)
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DPolG Bundespolizeigewerkschaft –  
Bezirksverband Sachsen/Sachsen-
Anhalt/Thüringen

Mardercamp  
war wieder ein 
voller Erfolg
Vom 22. Juli bis 26. Juli 2024 
fand bereits zum siebenten 
Mal das Mardercamp für Kin­
der von aktiven Angehörigen 
und Pensionären der Bundes­
polizeiinspektion Magdeburg 
in Schierke (Harz) statt. Die 
Ferienfreizeit wird von der 
Bundespolizeigewerkschaft –  
Bezirksverband Sachsen/ 
Sachsen-Anhalt/Thüringen 
organisiert.

Fünf ereignisreiche Tage mit 
einer Vielzahl von Aktivitäten, 
wie Sport, Geocaching, Bowlen 
und Wandern konnten die 

Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer bei herrlichem Son­
nenschein genießen. Als Höhe­
punkt kam der „Eulenmann“ 
(Jens Haberlandt, Fotograf und 
Naturliebhaber) aus Bernburg 
zu Besuch, der einen Steinkauz, 
eine Schleiereule sowie einen 
Uhu im Gepäck hatte und die 
Kinder über Lebensraum und 
Fressgewohnheiten der Tiere 
informierte. Zum Schluss bot 
er ein einzigartiges Fotoshoo­
ting an, bei dem die Kinder die 
Tiere hautnah erleben und be­
eindruckende Bilder machen 
konnten.

Für die Veranstalter war es 
schön mit anzusehen, wie Kin­
der die Welt entdecken und 
sich an kleinen Dingen erfreu­

en können. Sie selbst wurden 
daran erinnert, kleine Dinge zu 
schätzen und das Leben mit 
einem Lächeln zu genießen.

� _
Polizeiberuf nicht attraktiv genug

Nachwuchsmangel wird zu akutem Problem
Eigentlich will Sachsen-Anhalt bis zum Jahr 2026 
mindestens 7 000 Polizisten in Dienst gestellt 
haben. Doch der Plan scheint nicht ganz aufzu­
gehen. Nachwuchsmangel sowie hohe Durchfall- 
und Abbrecherquoten machen dem Landesinnen­
ministerium zu schaffen.

In der gegenwärtigen, politisch 
und gesellschaftlich ange­
spannten Situation wird immer 
deutlicher, dass die Polizei des 
Landes Sachsen-Anhalt vor er­
heblichen Herausforderungen 
steht. „Die Personalprobleme 
sind nicht neu, sondern wer­
den seit Jahren verschleppt, 
ohne dass eine Lösung erkenn­
bar ist“, sagt Olaf Sendel, Lan­
deschef der Deutschen Polizei-

Gewerkschaft (DPolG) 
Sachsen-Anhalt.

<	 Nachwuchsmangel 
so weit das Auge reicht

Der öffentliche Dienst und die 
Landespolizei haben zuneh­
mend Schwierigkeiten, junge 
Menschen für sich zu gewin­
nen. Ein Grund dafür ist der 
allgemeine Fachkräftemangel, 

der sich auch im öffentlichen 
Sektor bemerkbar macht. Ein 
weiterer Faktor ist, dass die 
Arbeitsbedingungen und die 
Attraktivität der Berufe im öf­
fentlichen Dienst oft nicht mit 
denen in der Privatwirtschaft 
Schritt halten können. Schon 
vor Jahren wurde zum Beispiel 
im öffentlichen Dienst das Weih­
nachtsgeld gestrichen und nur 
bruchstückhaft als Jahresson­
derzahlung wieder gewährt. 
Das Urlaubsgeld entfiel kom­
plett und das Pensionsalter 
wurde auf 67 Jahre angehoben.

<	 Schlechte 
Voraussetzungen

Erschwerend komme weiter 
hinzu, dass Sachsen-Anhalt im 

bundesweiten Polizeivergleich 
die niedrigste Ausbildungsver­
gütung zahlt. Sendel: „Zudem 
müssen die Auszubildenden 
und Studierenden für den Poli­
zeidienst den zwingend erfor­
derlichen Pkw-Führerschein 
und auch die Ausbildung zum 
Rettungsschwimmer selbst 
bezahlen, was mit gut 
4 000 Euro zu Buche schlägt. 
Auch sind Nachtschichten, 
Wochenend- und Feiertags­
dienst nicht gerade das, was 
sich junge Menschen wün­
schen. Wem Familie, Kinder 
und Freizeit wichtig sind, der 
ist bei der Polizei in Sachsen-
Anhalt fehl am Platz. Aber lei­
der scheint diese Tatsache bei 
den Politikern noch nicht an­
gekommen zu sein.“

<	 Eine Teilnehmerin mit 
einem Steinkauz

<	 Jens Haberlandt mit einem Uhu sowie 
Katrin Beiersdorfer mit einem Steinkauz

<	 Katrin Beiersdorfer (links), Vorsitzende des Ortsverbandes Magdeburg 
der DPolG Bundespolizeigewerkschaft, mit den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern am Mardercamp
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DSTG-Landespokal der Finanzverwaltung Sachsen-Anhalt 2024

Ausrichtung wird immer schwieriger
Der DSTG-Landespokal der Finanzverwaltung 
2024 fand am 11. August 2024 in Sandersdorf-
Brehna statt. Über 300 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer konnten sich in verschiedenen sport­
lichen Wettkämpfen wie Laufen, Kegeln, Bowling, 
Beachvolleyball, Tischtennis oder auch Schach  
und Skat messen.

Bereits im vergangenen Jahr 
konnte der jährliche DSTG-Pokal 
der Finanzverwaltung nach der 
pandemiebedingten Auszeit 
wiederbelebt werden. „Durch 
Arbeitsverdichtung in der Fi­
nanzverwaltung, hier vor allem 
im Bewertungsbereich, wird es 
aber immer schwieriger für die­
se Veranstaltung Ausrichter zu 
finden, da die Vorbereitungen 
dieses Sportereignisses nach 
Dienstschluss erfolgen“, so das 
Fazit von Iris Herfurth, Vorsit­
zende der Deutschen Steuer-
Gewerkschaft (DSTG) Sachsen-
Anhalt. Umso erfreulicher war 
die Initiative des Finanzamtes 
Bitterfeld, unterstützt und be­
fürwortet durch den Dienststel­
lenleiter Werner Schulze.

Die Bürgermeisterin von San­
dersdorf-Brehna, Steffi Syska, 
und der Vorsteher des Finanz­
amtes Bitterfeld-Wolfen, Wer­
ner Schulze, eröffneten die Ver­
anstaltung und konnten auch 

zahlreiche Gäste aus Verwal­
tung und Politik begrüßen. 
Begleitet wurde das Turnier 
von Kooperationspartnern und 
Unterstützern der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft (DSTG) 
Sachsen-Anhalt sowie vom 
Team der BGM-Taxperten (Be­
triebliches Gesundheitsma­
nagement/Steuerexperten).

Finanzstaatssekretär Rüdiger 
Malter übergab die Pokale bei 
der Siegerehrung und fand für 
die Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer besondere Worte der 
Wertschätzung: So seien her­

vorragende Ergebnisse durch 
die Sportlerinnen und Sportler 
erreicht worden. Die ehrenamt­
liche Arbeit der Finanzsportge­
meinschaft (FSG) Sachsen-An­
halt e. V. in Verbindung mit der 
DSTG Sachsen-Anhalt und den 
jährlichen Ausrichtern stelle 
eine Basis für den weiteren Er­
folg dieser Veranstaltung dar.

„Unser Ziel bleibt es, noch 
mehr Kolleginnen und Kolle­
gen der Finanzverwaltung für 
sportliche Wettkämpfe und 
persönliche Begegnungen zu 
gewinnen. Dies unterstützt 
nicht nur die im Gesundheits­
management integrierte Ver­
haltensprävention, sondern 
fördert auch die Gesundheits­
kompetenz unserer Beschäftig­
ten in der Verwaltung“, betont 
Herfurth.

� _

Der Polizeiberuf werde immer 
familienunfreundlicher und die 
Karrierechancen tendierten ge­
gen null. Seit Jahrzehnten wür­
den Beförderungsmittel nur 
fragmentarisch zur Verfügung 
gestellt. „Die Unzufriedenheit 
der Beschäftigten ist unüber­
hörbar“, betont Sendel.

<	 Probleme verschärfen 
sich weiter

Schon heute sei absehbar, dass 
sich die gegenwärtigen Proble­
me noch weiter verschärfen 

werden, da viele Kolleginnen 
und Kollegen in ihren wohlver­
dienten Ruhestand gehen und 
zahlreiche Auszubildende und 
Studierende der Landespolizei 
ihre Ausbildung abbrechen be­
ziehungsweise wegen nicht 
bestandener Prüfungen ent­
lassen werden müssen.

<	 Mangelhafte 
Ausbildungsqualität

Für die hohe Abbrecherquote 
gebe es viele Gründe. Oftmals 
fühlten sich die Auszubilden­

den und Studierenden über­
fordert und außerstande, den 
hohen Anforderungen gerecht 
zu werden. Oder sie stellten 
während der Ausbildung fest, 
dass der Beruf nicht ihren Vor­
stellungen entspricht. 

Auch spiele die mangelhafte 
Ausbildungsqualität, die auf 
unzureichende Betreuung 
oder fehlende praktische Er­
fahrung zurückzuführen sei, 
eine große Rolle. Häufig kom­
me noch ein schlechtes Ar­
beitsklima hinzu, geprägt 

durch Konflikte mit Kollegen 
oder Vorgesetzten sowie 
durch Mobbing und Diskrimi­
nierung.

„Es ist ein Zustand eingetre­
ten, der nicht länger hinnehm­
bar ist, nicht für die Bevölke­
rung unseres Bundeslandes, 
um deren Sicherheit es letzt­
endlich geht, und auch nicht 
für die Polizistinnen und Poli­
zisten, die tagtäglich das Bes­
te aus der derzeitigen Situa­
tion machen“, unterstreicht 
Sendel.

� _

<	 Uwe Plaschnik, Andreas Horn und Andreas Hinz, alle drei vom Finanzamt 
Eisleben, zeigen stolz ihre Urkunden und Pokale, gewonnen beim Skat 
(von links).

<	 Katja Jaak, Vorsitzende des Ortsverbandes Bitterfeld-Wolfen, Sven Chris­
tian, DSTG-Landesleitung und Sportverantwortlicher, Ulrich Stock, dbb 
Landesvorsitzender, Steffi Syska, Bürgermeisterin von Sandersdorf-Breh­
na, Rüdiger Malter, Staatssekretär des Ministeriums der Finanzen, sowie 
Werner Schulze, Vorsteher des Finanzamtes Bitterfeld-Wolfen (von links)
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Geschafft!

Digitales Zugangsrecht für 
Spitzenverbände und Gewerkschaften
Mit großer Kraftanstrengung hat der Thüringer 
Beamtenbund (tbb) ein einheitliches digitales 
Zugangsrecht für Spitzenverbände und Gewerk­
schaften in Thüringer Ministerien, Landesbehör­
den und Gerichten erreicht.

Seit der Einführung des Ge­
setzes über den Zugang zu 
digitalen Informationen für 
Verbände (VIG) am 1. Januar 
2022 hat der tbb die Einrich­
tung eines flächendeckenden 
Bereichs im Intranet des Frei­
staates Thüringens zur Verlin­
kung mit gewerkschaftlichen 
Internetseiten gefordert. Da­
bei war die Frage nach der 
Umsetzung die größte Her­
ausforderung auf der Seite 
des Dienstherrn.

Gewerkschaften leben von 
ihren Mitgliedern! Die Mit­
glieder leben von Gemein­
schaft und Informationen!

<	 Kommunikations­
grundrecht

Arbeitnehmer- und Beschäf­
tigteninteressen zu vertre­
ten, setzt Kommunikation 
voraus. Dies sind im Grunde 
Selbstverständlichkeiten; 
Art. 9 Abs. 3 GG ist daher 
(auch) ein Kommunikations­
grundrecht.

Die Gestaltung von Mitglie­
derwerbung und -information 
ist Teil der von Art. 9 Abs. 3 
Grundgesetz (GG) geschütz­
ten Betätigungsfreiheit und 
muss von den Arbeitgebern 
geduldet werden.

Das „Schwarze Brett“ als In­
formationsmedium hat aus­
gedient. Zugangsmöglichkei­
ten zu den Beschäftigten sind 
koalitionsspezifisch und un­
terfallen daher dem Schutz 
des Art. 9 Abs. 3 GG.

Die Zunahme von Home­
office-/Telearbeit/mobilem 
Arbeiten bedingt neue Kom­
munikationskanäle, für die 
Gewerkschaften ein digitales 
Zugangsrecht haben müssen, 
weil ihre Kommunikation ent­
scheidend für die Interessen­
vertretung der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst in Thü­
ringen ist.

<	 Effektivere 
Interessenvertretung

Gewerkschaftliche Kommu­
nikation in der digitalen Ar­
beitswelt muss innovativ und 
anpassungsfähig sein, um den 

sich fortlaufend verändern­
den Anforderungen gerecht 
zu werden. Durch den Einsatz 
digitaler Technologien kön­
nen Gewerkschaften ihre 
Reichweite erhöhen, die Mit­
gliederbindung stärken und 
effektiver für die Rechte der 
Arbeitnehmer eintreten.

Mit der Implementierung des 
Zugangs zu digitalen Infor­
mationen auf den jeweiligen 
Intranetseiten der Thüringer 
Landesverwaltung wird der 
tbb zukunftsweisend in der 
Lage sein, die Interessen der 
Mitglieder zeitgemäß zu ver­
treten.

Bei einem modernen und 
zeitgemäßen Intranetauftritt 
der Thüringer Landesverwal­
tung muss darauf geachtet 
werden, dass die aktuellen In­
formationen des tbb sichtbar 
sind.

� _
Thüringer Beamtenbund (tbb) und DSTG Deutsche Steuer-Gewerkschaft Thüringen 
erfolgreich

Kosten für amtsärztliche Untersuchung 
werden übernommen
Das Thüringer Finanzministerium (TFM) über­
nimmt künftig die Kosten der amtsärztlichen 
Untersuchung bei Verbeamtungen auf Probe  
und auf Lebenszeit.

Das ist der DSTG Deutsche 
Steuer-Gewerkschaft Thürin­
gen mit Schreiben vom 16. Sep­
tember 2024 vom Finanzminis­
terium mitgeteilt worden. 

Damit beendet das Ministerium 
seine jahrzehntelange Praxis, 
diese nicht unerheblichen Kos­
ten den Beamtenanwärtern 
und Beamten anzulasten.
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Einkommensrunde Bund und Kommunen

Regionalkonferenz in Fulda
Bei der 3. Regionalkonferenz des dbb am 9. Sep­
tember 2024 in Nürnberg forderten die Delegier­
ten eine spürbare Entgelterhöhung von 7,5 Pro­
zent bei der bevorstehenden Tarifrunde im 
öffentlichen Dienst. Der steigende Arbeitsdruck, 
der langfristige gesundheitliche Folgen nach sich 
ziehen kann, soll auf diese Weise kompensiert 
werden. Die Belastungen der Beschäftigten müss­
ten ernst genommen werden, mahnten die Kon­
ferenzteilnehmer und forderten auch konkrete 
Entlastungsmaßnahmen.

Eine weitere zentrale Forde­
rung ist auf flexible Arbeitszeit­
modelle zur besseren Verein­
barkeit von Beruf und Familie 
sowie zum Abbau des Fachkräf­
temangels gerichtet. Bei der 
Gewinnung von Fachkräften  
sei es entscheidend, moderne 
Arbeitszeitmodelle zu etablie­
ren, die auf die Bedürfnisse der 
Beschäftigten eingehen.

Die alarmierende Nachwuchs­
situation im öffentlichen 
Dienst – derzeit fehlen ins­
gesamt 570 000 Beschäftig­
te – führe zu einer Überlastung 
der vorhandenen Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter, was 
die Arbeitgeber zwinge, attrak­
tiver zu werden, um neue Fach­
kräfte zu gewinnen und Be­
standskräfte zu halten.

Schließlich unterstrich die 
Konferenz, dass die Ergebnisse 
der Tarifverhandlungen auch 
auf Beamtinnen und Beamte 
sowie Versorgungsempfän­
gerinnen und -empfänger des 
Bundes übertragen werden 
müssen. Unbesetzte Stellen, 
Sorgen um den Nachwuchs 

und dringende Entlastungs­
maßnahmen stehen somit 
ganz oben auf der Agenda  
und erfordern zeitnahe und 
effektive Lösungen.

Der Thüringer Beamtenbund 
(tbb) war mit fünf Vertretern 
vor Ort dabei.

� _

Die DSTG Thüringen und der 
Thüringer Beamtenbund (tbb) 
hatten die Kostenübernahme 
seit Jahrzehnten angemahnt 
und dabei immer wieder auf 
die selbstverständliche Kosten­

übernahme durch alle anderen 
Ressorts verwiesen. Zuletzt 
hatte der tbb die Festschrei­
bung einer einheitlichen Vor­
gehensweise aller Ressorts im 
Personalentwicklungskonzept 

PEK 2035 erreicht. Nunmehr 
hat auch das Finanzressort ein­
gelenkt – noch unter Führung 
von Ministerin Taubert, die das 
Schreiben persönlich unter­
zeichnet hat.

Die Kostenübernahme der amts­
ärztlichen Untersuchung durch 
das Thüringer Finanzministeri­
um ist danach, vorbehaltlich der 
Haushaltsmittel, ab dem Kalen­
derjahr 2025 geplant.

� _

BTB und tbb

Inflationsausgleich auch für dual Studierende!
Nicht alle dual Studierenden haben bislang von der im Tarifvertrag TV-L vereinbarten Inflationsaus­
gleichsprämie für die Tarifbeschäftigten (TV-Inflationsausgleich) profitieren können. Dem tbb und dem 
BTB Thüringen als zuständiger Fachgewerkschaft ist eine Einbeziehung auch der älteren Jahrgänge der 
Fachrichtung Vermessung und Geoinformatik gelungen.

Grundsätzlich hat Anspruch auf 
die Prämie, wer unter den Gel­
tungsbereich des TVA-L BBiG, 
TVA-L Pflege, TVA-L Gesundheit, 
TVdS-L oder TV Prakt-L fällt. Bei 
den dual Studierenden der Fach­

richtung Vermessung und Geoin­
formatik (B. Eng.) ist das bei den 
älteren Studienjahrgängen nicht 
unbedingt der Fall, weil deren 
Ausbildungsverträge bis zum 
Jahr 2022 nur in Anlehnung an 

den Tarifvertrag abgeschlossen 
wurden. Erst seit 2023 wird der 
Tarifvertrag direkt angewandt.

Wegen dieser Ungleichbehand­
lung hatten sich tbb und BTB 

gemeinsam mit der dbb jugend 
thüringen an die Ministerin für 
Infrastruktur und Landwirt­
schaft gewandt, die wiederum 
das Thüringer Finanzministeri­
um (TFM) eingeschaltet hat.

<	 Die Thüringer Vertreter der Regionalkonferenz in Fulda: Philipp Hein, 
Frank Herzig, Frank Schönborn, Saskia Grimm, Marko Horn (von links)
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tlv thüringer lehrerverband

„Die Zeichen stehen weiter auf Sturm“
„Die Zeichen stehen weiter auf Sturm“ – so das 
Fazit des tlv thüringer lehrerverband zum Beginn 
des Schuljahres 2024/25. Wie in jedem Jahr hat 
die Interessenvertretung kurz vor dem Ende der 
Sommerferien die Schulleitungen der staatlichen 
Schulen in Thüringen zur aktuellen Personalsitua­
tion befragt. Die nicht repräsentative Umfrage 
des Verbandes hat aufgezeigt: Eine Entspannung 
ist weiterhin nicht in Sicht.

„In diesem Jahr haben uns die 
Teilnehmenden zurückgemel­
det, dass im Schnitt 2,6 Lehrer 
pro Schule fehlen“, erklärt der 
tlv Landesvorsitzende Tim Reu­
kauf. „Das entspricht exakt 
dem Wert vom vergangenen 
Jahr, obwohl die offizielle 
Schulstatistik gut 200 Lehrkräf­
te mehr ausweist als im Vor­
jahr.“ Auch habe sich der Anteil 
derjenigen Schulleitungen, die 
mit dem vorhandenen Personal 
ihre Stundentafel komplett er­
füllen können, weiter verrin­
gert: von 9 Prozent im letzten 
Jahr auf jetzt 6 Prozent. „Oder 
anders gesagt: 19 von 20 Schu­
len im Freistaat haben Perso­
nalprobleme in einem Ausmaß, 
das sich direkt auf die Beschu­
lung der Kinder und Jugendli­
chen auswirkt.“

Rechne man die Zahl auf die 
800 staatlichen Schulen in 
Thüringen hoch, so Reukauf 

weiter, so käme man auf gut 
2 000 Lehrer, die nach wie 
vor im Freistaat fehlen. „Das 
schließt die Langzeitkranken 
sowie diejenigen in Mutter­
schutz und Elternzeit ein, die 
ja aber ebenfalls nicht für den 
Unterricht zur Verfügung ste­
hen.“

Die nicht repräsentativen Erhe­
bungen des tlv würden durch 
die offiziellen Statistiken des 
Landes Thüringen unterstützt, 
erklärt Reukauf. Vergleiche 
man die Zahlen von 2014 – 
dem Jahr, in dem die rot-rot-
grüne Regierung an die Macht 
kam – und von 2024, so zeige 
sich auf der Schülerseite ein 
Plus von 17 320, auf der Lehrer­
seite hingegen ein Minus von 
263. Nicht ganz so dramatisch, 
aber dennoch bemerkenswert 
sei die Situation im Hinblick 
auf die inklusive Beschulung. 
„Wir haben heute 1 632 Schüle­

rinnen und Schüler mit sonder­
pädagogischem Förderbedarf 
mehr als 2014, aber nur 18 zu­
sätzliche SPF. Das heißt, die 
schulische Inklusion wird 
hauptsächlich von den Lehr­
kräften gestemmt, die wegen 
des Mangels ohnehin schon 
mehr belastet sind als noch  
vor zehn Jahren.“

<	 Ohne die Erzieherinnen 
geht es nicht

In diesem Jahr hat sich der tlv 
zudem mit der Situation der 
Erzieherinnen und Erzieher  
an den Grund- und Gemein­
schaftsschulen beschäftigt. 
Die Umfrage habe aufgezeigt, 
so die stellvertretende Landes­
vorsitzende Laura Lachmann, 
dass nach wie vor der überwie­
gende Teil – nämlich 85 Pro­
zent – nicht in Vollzeit beschäf­
tigt sei. „Dabei schätzen die 
befragten Schulleitungen, dass 
mindestens ein Drittel gern 
den Beschäftigungsumfang 
erhöhen würde.“ Problema­
tisch sei auch der Einsatz von 
Horterzieherinnen und -erzie­
hern im Unterricht. „Immerhin 
70 Prozent der teilnehmenden 
Grund- und Gemeinschafts­
schulen haben angegeben, 
dass sie das Hortpersonal auch 
im Unterricht einsetzen, wenn 
Not am Mann ist“, so Lach­
mann.

<	 Keine Entspannung  
bei Seiteneinsteigern 
und Digitalisierung

Auch im Hinblick auf die Sei­
teneinsteiger stünden die Zei­
chen mitnichten auf Entspan­
nung, so die stellvertretende 
Landesvorsitzende weiter. „In­
zwischen haben fast zwei Drit­
tel aller Schulen sogenannte 
Quer- und Seiteneinsteiger. 
Diese werden nach wie vor un­
zureichend qualifiziert. Unsere 
Umfrage hat ergeben, dass die 
Kollegien im Schnitt neun Un­
terrichtsstunden pro Woche für 
die Unterstützung aufwenden. 
Im vergangenen Jahr lag dieser 
Wert noch bei vier Stunden.“

Über den aktuellen Digitali­
sierungsstand berichtet Tim 
Reukauf: „Im Schnitt haben 
80 Prozent des Personals und 
30 Prozent der berechtigten 
Schülerinnen und Schüler digi­
tale Endgeräte. Hier stagnieren 
die Zahlen bei den Werten vom 
Vorjahr. Etwas besser scheint 
die Versorgung mit einem In­
ternetzugang in allen Klassen- 
und Fachräumen zu sein: Der 
Anteil ist von 53 Prozent im 
Mai 2023 auf nun 75 Prozent 
gestiegen. Aber das heißt, 
dass eine von vier Schulen im­
mer noch abgehängt ist – das 
geht in der heutigen Zeit gar 
nicht.“

� _

<	 Positive Antwort aus 
dem Finanzministerium

Die Antwort liegt jetzt vor 
und lautet in Absprache mit 
dem Thüringer Finanzminis­
terium: „Das TFM hat aller­
dings keine Bedenken, die 
Verträge auch rückwirkend 
anzupassen und damit zu 
ermöglichen – wenn die wei­
teren Voraussetzungen des 
TV-Inflationsausgleichs vor­
liegen –, dass die dual Studie­

renden die Inflationsaus­
gleichs-Einmalzahlung und 
die Monatszahlungen erhal­
ten. Die Entscheidung über 
die Anpassung der Verträge 
obliegt dem Land.“

In einem weiteren an den Prä­
sidenten des Thüringer Lan­
desamtes für Bodenmanage­
ment und Geoinformation 
(TLBG), Uwe Köhler, gerichte­
ten Schreiben hatte der tbb 
darüber hinaus angeregt, die 

Verträge für dual Studierende 
im Sinne der Ausgleichsprä­
mie anzupassen.

<	 Nachzahlungen erreicht

Es sollte nochmals drei Monate 
dauern, bis die Ausbildungsver­
träge auf den TVdS-L umge­
stellt waren. Mittlerweile aber 
sind die Nachzahlungen von 
Inflationsausgleichsprämie, 
Jahressonderzahlung und tarif­
licher Erhöhung der Entgelte 

erfolgt. Der gesamte Prozess 
hatte zwar mehr als sieben 
Monate in Anspruch genom­
men, konnte aber erfolgreich 
abgeschlossen werden.

Ohne das Engagement des 
BTB/tbb wäre dies nicht mög­
lich gewesen. Die Tatsache, 
dass Thüringen die niedrigste 
Ausbildungsquote in Deutsch­
land hat, macht das Engage­
ment und die Unterstützung 
noch bedeutender.

� _
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dbb jugend thüringen

Politisches Speed-Dating
Am 16. September 2024 hat die dbb jugend thüringen einen politischen Abend mit Speed-Dating  
im Thüringer Landesverwaltungsamt Weimar veranstaltet. Der Abend bot insofern nicht nur eine 
Plattform für politische Diskussionen, sondern auch ein Austauschformat der etwas anderen Art.

Mithilfe von Speed-Datings 
konnten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer mit Vertre­
tern der demokratischen Par­
teien und deren Jugendorga­
nisationen von Angesicht zu 
Angesicht Gespräche über  
die drängenden Themen un­
serer Zeit führen. Das Speed-
Dating-Format erwies sich 
dabei als spannende und dy­
namische Möglichkeit, um in 
kurzen Dialogen persönliche 
Ansichten und Anliegen aus­
zutauschen.

Die Atmosphäre der Kurzge­
spräche war von Offenheit 
und Interesse geprägt, und  
wir danken allen Beteiligten 
für diesen gelungenen Abend. 
Ein besonderer Dank gilt Frau 
Schenk (SPD), Frau Baum 
(FDP), Frau Bohm (Grüne),  
Frau Wirsing (BSW), Frau 
Rahaus (Die Linke), Herrn 
Hartig (Linksjugend), Frau Fritz 
(Linksjugend), Frau Wallrodt 
(Jusos) und Herrn Geibert 
(Junge Union), die sich auf das 
Experiment eingelassen und 
jungen Menschen ein offenes 
Ohr geschenkt haben.

<	 Interessante  
Diskussionen  
in Kleingruppen

In Kleingruppen wurden au­
ßerdem intensive Gespräche 
und Diskussionen geführt, 
beispielsweise über die Ge­
staltung des digitalen Wan­
dels im öffentlichen Dienst, 
der Effizienz und Bürgernähe 
erhöhen soll.

Weiteres Thema war die Zu­
sammenarbeit mit der Landes­
regierung. Diskutiert wurde 
insbesondere die Frage, wie  

die Kooperation der verschie­
denen politischen Akteure ver­
bessert werden kann, um die 
Herausforderungen, vor denen 
Thüringen und Deutschland 
insgesamt stehen, gemeinsam 
meistern zu können. Bedauert 
wurde in diesem Zusammen­
hang die unzureichende Betei­
ligung junger Menschen am 
politischen Geschehen und 
über Verbesserungen wurde 
rege diskutiert.

Ein weiteres Schwerpunkt­
thema des Abends waren die 
Arbeitsbedingungen im öf­
fentlichen Dienst. Dabei wur­
den Bedenken hinsichtlich 
prekärer Arbeitsverhältnisse 
geäußert. Aber auch die psy­
chischen Belastungen am Ar­
beitsplatz, die durch den Per­
sonalmangel im öffentlichen 
Dienst noch verstärkt werden, 
wurden diskutiert. In einem 

effizienten Austausch suchten 
die politischen Vertreter und 
die dbb jugend nach Möglich­
keiten, um die Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes zu 
steigern.

<	 Positive Resonanz

Der Politische Abend der  
dbb jugend thüringen war 
nicht nur ein Erfolg wegen 
seiner Inhalte und des anre­
genden Meinungsaustauschs, 
sondern auch wegen der Ver­
netzung der Teilnehmer unter­
einander. Kontakte wurden 
neu geknüpft oder gefestigt 
und Erfahrungen geteilt.

Die Rückmeldungen auf das 
neue Format waren durch­
weg positiv und weitere Ver­
anstaltungen dieser Art sind 
für das kommende Jahr be­
reits angedacht. 

Die dbb jugend thüringen ist 
gespannt, welche Themen 
dann im Fokus stehen und 
wie die Thüringer Jugend ge­
meinsam mit der Politik aktiv 
an der Gestaltung ihrer Zu­
kunft arbeitet.

<	 Stimme der Jugend  
zählt

Eins ist sicher: Die Stimme  
der Jugend zählt und ihre 
Ideen und Anliegen sind ent­
scheidend für eine lebens­
werte Zukunft. Wir stehen 
vor Herausforderungen, die 
nur gemeinsam angegangen 
werden können. 

Auch die Stimmen der jungen 
Generation müssen in den 
Entscheidungsprozessen be­
rücksichtigt werden. Dafür 
setzt sich die dbb jugend thü­
ringen auch weiterhin ein.

� _

<	 Die begeisterten Teilnehmerinnen und Teilnehmer
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